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der LPG habe er sich über die Entfernung der Bäume ge- 
—' einigt. Die LPG gestatte ihm die Nutzung des Randstreifens. 

Das Kreisgericbt hat den Verklagten verurteilt, die Ze­
mentsäulen zu entfernen.

Die gegen dieses Urteil eingelegte Berufung des Verklag­
ten hat das Bezirksgericht mit Beschluß als offensichtlich 
unbegründet abgewiesen.

Gegen diesen Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
(Es wird zunächst ausgeführt, warum das Bezirksgericht die 
Berufung des Verklagten nicht als offensichtlich unbegründet 
hätte abweisen dürfen.)
Das Kreisgericht hat nicht beachtet, daß der Kläger zur Gel­
tendmachung des Klageantrags nicht aktiv legitimiert war. 
Aus dem übereinstimmenden Vorbringen beider Prozeßpar­
teien ergibt sich, daß der Teil des dem Kläger gehörenden 
Grundstücks, auf dem der Verklagte an der Grundstücks­
grenze Bäume gepflanzt und Zementsäulen errichtet hat, in 
die LPG eingebracht worden ist. Nach § 18 Abs. 1 LPG-G 
steht somit der LPG das umfassende und dauernde Nut­
zungsrecht zu.

Das hätten die Gerichte beachten müssen. Es kommt hinzu, 
daß der Verklagte sowohl vor dem Kreisgericht als auch mit 
der Berufungsschrift unter Beifügung einer schriftlichen Be­
stätigung der LPG darauf hingewiesen hat, daß diese die Nut­
zung des Randstreifens teilweise gestattet. Daran ist der 
Kläger in jedem Fall gebunden. Der Klageantrag hätte daher 
abgewiesen werden müssen.

Auf den Kassationsantrag war der Beschluß des Bezirks­
gerichts wegen Verletzung des Rechts (§ 157 Abs. 3 ZPO; 
§ 18 LPG-G) aufzuheben. Da die Sache zur Entscheidung reif 
war, war im Wege der Selbstentscheidung auf die Berufung 
des Verklagten das Urteil des Kreisgerichts aufzuheben und
die Klage insoweit abzuweisen.

«

§§ 67 Abs. 1, 37 Abs. 1 und 3 ZPO.
Ist der Verklagte unentschuldigt zur mündlichen Verhandlung 
nicht erschienen und auch nicht vertreten, darf das Gericht 
nur dann verhandeln und entscheiden, wenn ein exakter 
Ladungsnachweis vorliegt und die Ladungsfrist gewahrt ist. 
Sind diese Voraussetzungen nicht gegeben, muß ein neuer 
Verhandlungstermin bestimmt werden.
OG, Urteil vom 13. November 1984 — 2 OZK 34/84.

Der Kläger hat gegen den Verklagten mit gerichtlicher Zah­
lungsaufforderung . eine Geldforderung wegen erbrachter 
Dienstleistungen geltend gemacht. Dagegen hat der Verklagte 
Einspruch eingelegt.

Zur mündlichen Verhandlung am 21. Oktober 1983 war der 
Verklagte weder erschienen noch vertreten. Das Kreisgericht 
hat festgestellt, daß dieser am 28. September 1983 die Mit­
teilung vom Verhandlungstermin erhalten habe, und ist in 
die Verhandlung eingetreten. Danach hat es den Verklagten 
antragsgemäß verurteilt.

Das Bezirksgericht hat die Berufung des Verklagten durch 
Beschluß als unzulässig abgewiesep, weil der Verklagte den 
Gerichtskostenvorschuß nicht rechtzeitig eingezahlt hatte.

Gegen das dadurch ohne sachliche Nachprüfung rechts­
kräftig gewordene Urteil des Kreisgerichts richtet sich der 
Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Gerichts, der 
Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Nach § 67 Abs. 1 ZPO ist es zwar zulässig, die mündliche 
Verhandlung durchzuführen und ggf. auch eine Entscheidung 
zu treffen, wenn der Verklagte unentschuldigt nicht zur 
mündlichen Verhandlung erscheint und auch nicht durch 
einen Prozeßbevollmächtigten vertreten ist. Das setzt jedoch 
die exakte Einhaltung der in § 67 ZPO enthaltenen zwingen­
den Vorschriften voraus. So muß nachgewiesen sein, daß 
Klage und Ladung dem Verklagten unter Wahrung der Frist 
des §37 Abs. 3 Satz 1 ZPO zugestellt wurden. Ist das nicht 
nachweisbar, darf nicht verhandelt und entschieden werden. 
In diesem Fall ist vielmehr ein neuer Verhandlungstermin zu 
bestimmen.

Zu Beginn der Verhandlung am 21. Oktober 1983 hat das

Kreisgericht festgestellt, daß der Verklagte am 28. Septem­
ber 1983 „Mitteilung“ vom Termin erhalten habe. Worauf es 
diese Feststellung stützt, ist weder aus dem Protokoll noch 
aus den sonstigen Verfahrensunterlagen ersichtlich. Die Ver­
fahrensakten enthalten auch nicht die richterliche Bestim­
mung eines Verhandlungstermins für den 21. Oktober 1983. 
Vielmehr wurde durch Verfügung vom 18. September 1983 
Termin zur mündlichen Verhandlung auf den 13. Okto­
ber 1983 anberaumt. Eine Ladung zu diesem Termin wurde 
dem Verklagten am 30. September 1983 zugestellt. Daß dieser 
Termin aufgehoben und auf den 21. Oktober 1983 verlegt 
worden ist, wurde nicht aktenkundig gemacht. Ebenso fehlt 
es an einem Aktenvermerk über die Anordnung und Durch­
führung einer entsprechenden Umladung der Prozeßparteien.

Vermutlich sind alle diese Maßnahmen lediglich münd­
lich bzw. telefonisch erfolgt, so daß sich daraus auch die 
Feststellung des Kreisgerichts erklärt, der Verklagte habe 
„Mitteilung“ vom Termin erhalten. Zwar mag eine formlose 
Umladung der Prozeßparteien oftmals praktisch ausreichend 
sein. Bleibt jedoch daraufhin der Verklagte vom Termin fern, 
darf gemäß § 67 ZPO nicht verhandelt und entschieden 
werden. Das ist bei unentschuldigtem Ausbleiben des Ver­
klagten von der mündlichen Verhandlung nur zulässig, wenn 
ein exakter Ladungsnachweis durch Zustellungsurkunde vor­
liegt und die Ladungsfrist gewahrt ist (§ 37 Abs. 1 und 3 
ZPO). Das gilt auch für die Fälle, in denen bereits münd­
lich und in Anwesenheit beider Prozeßparteien verhandelt 
worden ist, unabhängig davon, ob in diesen Terminen An­
träge gestellt worden sind oder — wie in diesem Verfahren 
— noch nicht.

Die genannten zwingenden gesetzlichen Voraussetzungen 
haben nicht Vorgelegen. Es hätte daher auch nicht verhan­
delt werden und keine Entscheidung ergehen dürfen. Viel­
mehr ist es unerläßlich, die zwingenden Verfahrensvorschrif­
ten, die das Recht des Verklagten auf Teilnahme am Ver­
fahren gewährleisten, konsequent durchzusetzen.

Aus diesen Gründen war das Urteil des Kreisgerichts 
wegen Verletzung von §§ 3 Abs. 1, 37, 67 Abs. 1 ZPO aufzu­
heben und die Sache zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung an das Kreisgericht zurückzuverweisen. Damit ist 
zugleich der Beschluß des Bezirksgerichts gegenstandslos ge­
worden.

Strafrecht * §

§ 54 Abs. 1 StGB.
Zu den Anforderungen an das Merkmal „Täter als Führer 
eines Kraftfahrzeugs“ bei Entzug der Fahrerlaubnis gemäß
§ 54 Abs. 1 StGB.
OG, Urteil vom 29. November 1984 — 3 OSK 10/84.

Der Angeklagte war neben zwei weiteren Fahrgästen Insasse 
eines vom Zeugen Sch. geführten Pkw. Beim Passieren einer 
Kreuzung hielt der Angeklagte aus Übermut dem vor ihm 
sitzenden Fahrzeugführer die Augen zu, so daß diesem jeg­
liche Sicht genommen war. Infolgedessen geriet der Zeuge 
Sch. mit dem Pkw nach rechts aus der Fahrspur und stieß 
gegen einen Lichtmast. Dabei erlitten zwei Insassen erheb­
liche Gesundheitsschäden, während der Fahrzeugführer und 
der Angeklagte leicht verletzt wurden. Am Fahrzeug ent­
stand Totalschaden.

Der Angeklagte ist seit 1979 im Besitz einer Fahrerlaub­
nis für Kleinkrafträder.

Auf Grund dieses Sachverhalts wurde der Angeklagte 
wegen Herbeiführung eines schweren Verkehrsunfalls (Ver­
gehen gemäß § 196 Abs. 1 und 2 StGB) verurteilt. Zusätzlich 
zu der Hauptstrafe entzog ihm das Gericht gemäß § 54 StGB 
die Fahrerlaubnis.

Gegen dieses Urteil richtet sich der Kassationsantrag des 
Präsidenten des Obersten Gerichts, mit dem der Entzug der 
Fahrerlaubnis gerügt wird.

Der Antrag hatte Erfolg.

Aus der Begründung:
Das Urteil verletzt das Gesetz, soweit im Strafausspruch auf 

Entzug der Fahrerlaubnis (§ 54 Abs. 1 StGB) erkannt wurde. 
Voraussetzung für einen Entzug der Fahrerlaubnis nach


